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Diese für die Zwischenprüfung anspruchsvolle Klausur mit
staatsorganisationsrechtlichen Fragen der Gesetzgebungs-
kompetenz als Schwerpunkt greift in verwaltungsprozess-
ualem Gewand aktuelle und streitbare höchstrichterliche
Rechtsprechung zu presserechtlichen Auskunftsbegehren
auf und bietet dem Bearbeiter die Möglichkeit, seine rechts-
dogmatischen Kenntnisse der Pressefreiheit zu skizzieren.
SACHVERHALT1
Der investigative Chefreporter J der im mecklenburgischen
Rostock ansässigen Tageszeitung »Echo des Nordens«
plant im Zuge aktueller Geheimdienstaffären die Veröffent-
lichung eines kritischen Beitrages über eine angebliche
langjährige Durchsetzung des Bundesnachrichtendienstes
(BND)mit ehemaligenMitgliedern von NS-Organisationen.
Um seine Vermutung mit Fakten zu unterlegen, beantragt
ermit Schreiben vom 12. 01. 2015 bei der zuständigen BND-
Dienststelle in Greifswald unter Verweis auf einen vorgeb-
lich verfassungsunmittelbaren pressespezifischen Aus-
kunftsanspruch sowie zusätzlich auf einen Anspruch aus
dem Landespressegesetz Mecklenburg-Vorpommern eine
Auskunft darüber, wie viele hauptamtliche und wie viele
inoffizielle Mitarbeiter für den BND in den Jahren 1950,
1960, 1970, 1980 und 1990 tätig waren und wie viele von
diesen Mitarbeitern ehemalige Mitglieder der NSDAP, der
SS oder vergleichbarer NS-Organisationwaren.
Mit Antwortschreiben vom 29. 01. 2015 teilt der BND
dem J daraufhin mit, dass die Behörde die Bearbeitung des
Antrages genauer prüfenmüsse. Eine gebührende Antwort
werde jedoch noch einige Zeit in Anspruch nehmen. Zu-
dem käme der Anfrage des J wegen der zweifelhaften An-
spruchsbegründung ohnehin nur eine geringe Priorität zu.
Zwar wäre es möglich, die begehrten Informationen ohne
umfangreiche extrabehördliche Ermittlungen aus den Ar-
chiven des BND zusammenzutragen, jedoch bestehe ange-
sichts kompetenzrechtlicher Grenzen im Bund-Länder-
Verhältnis keine Bindung an das Landespresserecht.
Als Reaktion auf die fortschreitende Untätigkeit des
BND im Nachgang eines schriftlichen Ersuchens um den
aktuellen Stand der Bearbeitung vom 27. 02. 2015 mit er-
folgloser Fristsetzung erhebt der J sodann am 15. 06. 2015
entrüstet »Untätigkeitsklage« vor dem Bundesverwal-
tungsgericht. Mangels bundesrechtlicher Regelung dieser
Materie sei der BND auch als Bundesoberbehörde durch
die landespresserechtlichen Bestimmungen passivlegiti-
miert. Die verfassungsrechtliche Kompetenzordnung stehe
einem Auskunftsanspruch ebenso wenig entgegen wie die
entsprechenden Normschranken.
Hat die Klage des J vor demBundesverwaltungsgericht
Aussicht auf Erfolg?
Bearbeitungshinweise:
Prüfen Sie – gegebenenfalls hilfsgutachterlich – alle auf-
geworfenen Rechtsfragen.
Vom Rechtsschutzbedürfnis des Klagebegehrens ist aus-
zugehen.
Unterstellen Sie, dass Greifswald der Hauptsitz des Bun-
desnachrichtendienstes ist.
Der Anspruch kann nicht auf Art. 10 EMRK oder auf Art. 19
IPpbR gestützt werden.
Auf Regelungen des BVerfSchG oder des IFG ist nicht
Bezug zu nehmen.
Nicht abgedruckte Vorschriften des LPrG M-V und des
BNDG sind nicht relevant.
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1 Der Sachverhalt ist BVerwGE 146, 56 = NVwZ 2013, 1006 nachgebil-
det. Dazu Cornils, DÖV 2013, 657; Germelmann, DÖV 2013, 667; Huber,
NVwZ 2013, 1010; Kloepfer, JZ 2013, 892; Sachs, JuS 2014, 91. Ausführ-
liche Reflexionen finden sich auch in den Ausschussdrucksachen des
Innenausschusses des Deutschen Bundestages zu einer Anhörung
zum Presseauskunftsgesetzes bei Burkhardt, Innenausschuss-DS 17
(4)731C; Cornils, Innenausschuss-DS 17(4)731E; Sachs, Innenaus-
schuss-DS 17(4)731D.
Juristische Ausbildung 2015(6): 624–637
Auszug aus dem Landespressegesetz Mecklenburg-Vor-
pommern (LPrGM-V)2:
§ 4 Informationsrecht der Presse
(1) Die Presse hat gegenüber Behörden ein Recht auf Aus-
kunft.
(2) Die Behörden sind verpflichtet, den Vertretern der Pres-
se die der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe dienen-
den Auskünfte zu erteilen.
(3) Auskünfte können verweigert werden, soweit […]
2. ein überwiegendes öffentliches oder schutzwürdi-
ges privates Interesse verletzt würde,
3. Vorschriften über die Geheimhaltung oder den
Datenschutz entgegenstehen,
4. ihr Umfang das zumutbare Maß überschreitet.
Auszug aus dem Gesetz über den Bundesnachrichten-
dienst (BNDG):
§ 1 Organisation und Aufgabe
(1) Der Bundesnachrichtendienst ist eine Bundesoberbe-
hörde im Geschäftsbereich des Bundeskanzleramtes.
[…]
(2) Der Bundesnachrichtendienst sammelt zur Gewinnung
von Erkenntnissen über das Ausland, die von außen und
sicherheitspolitischer Bedeutung für die Bundesrepublik
Deutschland sind, die erforderlichen Informationen und
wertet sie aus. […]
LÖSUNGSVORSCHLAG
Die Klage des J vor dem Bundesverwaltungsgericht hat
Erfolg, soweit sie zulässig und begründet ist.
A. Zulässigkeit
Dafür müssten zunächst die Sachentscheidungsvorausset-
zungen vorliegen.
I. Eröffnung des Verwaltungsrechtswegs
Der Verwaltungsrechtsweg müsste eröffnet sein. Mangels
einer aufdrängenden Sonderzuweisung ist auf die General-
klausel des § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO abzustellen. Danach ist
der Verwaltungsrechtsweg in öffentlich-rechtlichen Strei-
tigkeiten nichtverfassungsrechtlicher Art eröffnet. Eine öf-
fentlich-rechtliche Streitigkeit liegt vor, wenn der streitent-
scheidende Rechtssatz öffentlich-rechtlicher Natur ist3.
Dies ist der Fall, wenn der Staat oder ein sonstiger Träger
hoheitlicher Gewalt gerade in dieser Eigenschaft einseitig
berechtigt oder verpflichtet wird4. Der J beruft sich u. a. auf
§ 4 Abs. 2 LPrG M-V. Diese Norm verpflichtet die Behörden
als staatliche Hoheitsträger einseitig zur Auskunft und
begründet mithin als streitentscheidende Norm des öffent-
lichen Rechts eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit. Der
Verwaltungsrechtsweg ist in Ermangelung doppelter Ver-
fassungsunmittelbarkeit5 und mangels abdrängender Son-
derzuweisung somiteröffnet.
II. Statthaft Klageart
Die statthafte Klageart bestimmt sich nach dem aus-
legungsfähigen Klagebegehren6. Hierbei ist das zustän-
dige Gericht gemäß §§ 88, 86 Abs. 3 VwGO gehalten,
über den tatsächlichen Wortlaut des Klägers hinaus sein
wahres Begehren zu erforschen. Laut Sachverhalt er-
hebt J wegen der von ihm begehrten Auskunft eine »Un-
tätigkeitsklage«. Dieser Wortlaut wird in der Norm
des § 75 VwGO aufgegriffen. Aufgrund des Normzwecks
der Modifizierung der Eröffnung des Klagewegs für An-
fechtungs- und Verpflichtungsklagen abweichend von
§§ 68 ff., 74 VwGO handelt es sich bei dieser Vorschrift
allerdings lediglich um eine zusätzliche Prozessvoraus-
2 Bei der prüfungsgegenständlichen Norm handelt es sich keines-
wegs um unkonventionelles Landesrecht. Neben dem LPrG M-V nor-
mieren vierzehn weitere Landespressegesetze Auskunftsansprüche
der Presse gegen Behörden ohne eine Differenzierung zwischen Bun-
des- und Landesbehörden. Einzig § 4 Abs. 1 BremPrG benennt als
Antragsgegner nur die »Behörden des Landes und der Gemeinden
sowie die der Aufsicht des Landes unterliegenden Körperschaften des
öffentlichen Rechts«. Aus diesem Umstand resultiert eine bundeswei-
te Aktualität des Themas.
3 Ehlers, in: Schoch/Schneider/Bier, VwGO-Kommentar, 25. EL
(2013), § 40 Rn. 213 und Rn. 240 m. w. N.
4 So die von Wolf, AöR 76 (1956), 205 ff., maßgeblich geprägte modi-
fizierte Subjektstheorie; dazu auch Peine, Allgemeines Verwaltungs-
recht, 10. Auflage (2011), Rn. 120.
5 Dieses Kriterium erfodert kumulativ, dass am Verfassungsleben
beteiligte Verfassungsorgane um Verfassungsrecht streiten. Hierzu
nur BVerfGE 36, 218 (227); Erbguth, Allgemeines Verwaltungsrecht,
6. Auflage (2014), § 5 Rn. 26; Stern/Blanke, Verwaltungsprozessrecht,
9. Auflage (2008), Rn. 187 ff. Daran ändert auch die zum Teil vertrete-
ne materielle Subjektstheorie im vorliegenden Fall nichts. Dazu in-
struktiv Ehlers, JURA 2008, 183, (187).
6 BVerwG, NVwZ 2007, 1311 (1314); OVG Lüneburg, NVwZ-RR 2007,
507 (507).
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setzung7. Die Frage der statthaften Klageart beantwortet
die Norm mithin nicht.
Statthafte Klageart könnte hier eineVerpflichtungskla-
ge gemäß § 42 Abs. 1 Alt. 2 VwGO sein. Eine solche setzt
voraus, dass eine Amtshandlung begehrt wird, die objektiv
als Verwaltungsakt zu qualifizieren ist8. Ein Verwaltungs-
akt ist gemäß § 35 S. 1 VwVfG jede hoheitliche Maßnahme
einer Behörde zur Regelung eines Einzelfalls mit unmittel-
barer Außenwirkung. Vorliegend begehrt J die Erteilung
einer Auskunft. Fraglich ist allein, ob der Auskunft Rege-
lungscharakter zukommt. Das setzt voraus, dass mit der
Auskunft eine rechtschrittliche Willenserklärung abgege-
benwird, die auf die Setzung einerRechtsfolge gerichtet ist.
Keine Willenserklärungen im Tatbestandssinne sind des-
halb geschäftsähnliche Handlungen der Behörde, die al-
lein auf einen tatsächlichen Erfolg gerichtet sind und deren
etwaige Rechtsfolgen unabhängig von einem Rechtsfolge-
willen eintreten9. Bei behördlichen Wissenserklärungen
als schlicht-hoheitliches Verwaltungshandeln ist dies der
Fall10. Eine solche im Grundsatz nicht als Verwaltungsakt
zu qualifizierende Amtshandlung wird jedoch von J be-
gehrt. Eine Tatbestandsmäßigkeit dieses Begehrens könnte
sich somit nur noch aus dem Vorliegen eines vorgeschalte-
tenVerwaltungsaktes11 ergeben. Ein solcherbegründet eine
Verwaltungsaktqualität, wenn dem Realakt – hier der Aus-
kunftserteilung – eine Entscheidung der Behörde über
schwierige Sach- oder Rechtsfragen, insbesondere eine Er-
messensauübung oder eine Interessenabwägung, voraus-
geht, wodurch bei einer Nichtvornahme des Begehrens
ausdrücklich oder konkludent eine Regelung getroffen
wird12. Eine solche Entscheidung ist im konkreten Fall dem
Antwortschreiben des Bundesnachrichtendienstes jedoch
nicht zu entnehmen, da es sich schon um keine Verweige-
rung der Auskunft handelt und da sich die Behörde – ohne
bisherige Ermessensausübung oder Interessenabwägung–
explizit die weitere Prüfung des Begehrens vorbehält. Dies
ist im Konkreten auch Ausdruck des fehlenden Rechtsbin-
dungswillens. Es liegt kein vorgeschalteterVerwaltungsakt
vor und die begehrte Auskunft hat mithin als reine behörd-
licheWissenserklärung keineVerwaltungsaktqualität13. Ei-
neVerpflichtungsklage kommt somit nicht inBetracht.
Stattdessen könnte eine allgemeine Leistungsklage
statthaft sein. Diese ist nicht explizit normiert, wird jedoch
in §§ 43 Abs. 2, 111, 113 Abs. 4 VwGO vorausgesetzt und ist
schon vor dem Hintergrund der Garantie des effektiven
Rechtsschutzes aus Art. 19 Abs. 4 GG als Klageart gebo-
ten14. Diese Klage kann unter anderem auf die Vornahme
einer öffentlich-rechtlichen Amtshandlung der Behörde
ohne Verwaltungsaktqualität gerichtet sein15. Ein auf In-
formationsübermittelung und mithin auf ein tatsächliches
Handeln der beklagten Behörde gerichtetes Klagebegeh-
ren ohne Verwaltungsaktqualität unterfällt diesem An-
wendungsbereich16. Folglich ist die allgemeine Leistungs-
klage die statthafte Klageart.
III. Klagebefugnis
In genereller Ermangelung einer expliziten gesetzlichen
Grundlage der allgemeinen Leistungsklage fehlt es auch
an einer Vorschrift zur Initiativberechtigung des Klägers.
Mit dem Ziel eines Ausschlusses von Popularklagen ver-
langt die weit überwiegende Meinung17 als Sachentschei-
dungsvoraussetzung das Vorliegen einer Klagebefugnis
analog § 42 Abs. 2 VwGO, was unter Verweis auf denWort-
laut der Norm sowie auf übernommene zivilprozessrecht-
liche Voraussetzungen der Prozessführungsbefugnis im
Schrifttum18 nicht unbestritten ist. Eine Entscheidung die-
ses Streits kann allerdings dahinstehen, wenn der J schon
7 BGH, NVwZ 1993, 299 (299); Kopp/Schenke, VwGO-Kommentar,
20. Auflage (2014), § 75 Rn. 1.
8 Schmidt-Kötters, in: Posser/Wolff, VwGO-Kommentar, 30. Edition
(2013), § 42 Rn. 54.
9 Stelkens, in Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG-Kommentar, 8. Auflage
(2014), § 35 Rn. 82. m. w. N.
10 Alemann/Scheffczyk, in: Bader/Ronellenfitsch, VwVfG-Kommen-
tar, 23. Edition (2014), § 35 Rn. 157 f. m. w. N.
11 Alemann/Scheffczyk, in: Bader/Ronellenfitsch (Fn. 10), § 35
Rn. 148; Kopp/RamsauerVwVfG-Kommentar, 14. Auflage (2013), § 35,
Rn. 91, § 35 Rn. 42 ff.
12 BVerwGE 31, 201 (306 f.) = NJW 1969, 1131 (1132 f.); OVG Münster,
NJW 1995, 2741 (2741).
13 Eine Verwaltungsaktqualität wäre jedoch bei einer Auskunftskla-
ge gemäß § 7 BNDG i. V. m. § 15 BVerfSchG zu bejahen; so auch
Alemann/Scheffczyk, in: Bader/Ronellenfitsch (Fn. 10), § 35 Rn. 149.1.
14 BVerwGE 77, 268 (274 f.) = NJW 1988, 87 (87); VGH München,
BayVBl 1976, 753 (754); Happ, in: Eyermann, VwGO-Kommentar,
14. Auflage (2014), § 42 Rn. 61 m. w. N.; Steiner, JuS 1984, 853 (853).
15 Kopp/Schenke (Fn. 7), Vorbem. § 40 Rn. 8a; Pietzcker, in: Schoch/
Schneider/Bier (Fn. 3), § 42 Abs. 1 Rn. 150.
16 BVerwGE 10, 274 (274 ff.) = NJW 1960, 1538 (1538 ff.); BVerwGE 50,
137 (137 ff.) = NJW 1977, 66 (66 ff.); OVG Berlin, NJW 1978, 1644
(1644 ff.); Pietzcker, in: Schoch/Schneider/Bier (Fn. 3), § 42 Abs. 1
Rn. 152.
17 BVerwGE 36,192 (199) = NJW 1977, 118 (119); BVerwGE 60, 144
(150) = NJW 1981, 67 (67); BVerwG, NVwZ 1991, 574 (575); BVerwG,
NVwZ-RR 1992, 371 (371); Ehlers, NVwZ 1990, 105 (109 f.); Sodan, in:
Sodan/Ziekow, VwGO-Kommentar, 4. Auflage (2014), § 42 Rn. 371;
Steiner, JuS 1984, 853 (854); Wahl/Schütz, in: Schoch/Schneider/Bier
(Fn. 3), § 42 Abs. 2 Rn. 33 f. m. w. N.
18 Achterberg, DVBl 1981, 278 (279); Bettermann, DVBl 1965, 365
(365 f.); Erichsen, DVBl 1982, 95 (100); Rupp, DVBl 1982, 144 (146);
Schoch, Übungen im Öffentlichen Recht II, 1. Auflage (1992), S. 212 f.
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in der engeren Konstellation der analogen Normanwen-
dung klagebefugt ist. Dies ist gemäß Analogie zu § 42
Abs. 2 VwGO der Fall, wenn der J geltend machen kann,
durch das unterlassene Verwaltungshandeln in seinen
Rechten verletzt zu sein. Die geltend gemachte Rechtsver-
letzung muss nach der absolut herrschenden Möglich-
keitstheorie19 lediglich aus rechtlichen oder tatsächlichen
Gründen möglich sein. Unbenommen der Bedenken des
BND erscheint es durchaus möglich und nicht von vorn-
herein ausgeschlossen, dass dem J ein Auskunftsanspruch
aus § 4 Abs. 2 LPrG M-V oder aus Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG
zusteht. Mithin ist J in jedem Fall auch analog § 42 Abs. 2
VwGO klagebefugt.
IV. Klagegegner
Für die allgemeine Leistungsklage bestimmt sich die pas-
sive Prozessführungsbefugnis aufgrund systematischer Er-
wägungen nicht nach der ausschließlich Anfechtungs-
und Verpflichtungsklagen erfassenden Norm des § 78
VwGO, sondern nach dem allgemeinen Rechtsträgerprin-
zip, wonach der Rechtsträger der unterlassenden Behörde
der richtige Klagegegner ist20. Der Rechtsträger des BND
als Bundesoberbehörde gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 BNDG ist die
Bundesrepublik Deutschland. Mithin ist die Bundesrepu-
blik Deutschland richtiger Klagegegner.
V. Beteiligten- und Prozessfähigkeit
Als natürliche Person ist J gemäß § 61 Nr. 1 Alt. 1 VwGO
beteiligtenfähig. Seine Prozessfähigkeit ergibt sich aus
§ 62 Abs. 1 Nr. 1 VwGO. Die Bundesrepublik Deutschland
ist als Gebietskörperschaft eine juristische Person des
öffentlichen Rechts und mithin gemäß § 61 Nr. 1 Alt. 2
VwGO beteiligtenfähig. Die Bundesrepublik Deutschland
selbst ist nicht prozessfähig, wird jedoch von ihrem ge-
setzlichen Vertreter gemäß § 62 Abs. 3 VwGO vertreten21.
VI. Zuständiges Gericht
Gemäß § 50 Abs. 1 Nr. 4 VwGO ist das Bundesverwaltungs-
gericht erstinstanzlich für Klagen zuständig, denen Vor-
gänge im Geschäftsbereich des Bundesnachrichtendiens-
tes zugrunde liegen. Dies ist bei Auskunftsbegehren über
das Personal des Bundesnachrichtendienstes gegeben.
Folglich ist das Bundesverwaltungsgericht das zuständige
Gericht für die gegenständliche Klage.
VII. Ergebnis zur Zulässigkeit
Die Sachentscheidungsvoraussetzungen liegen vor. Die
Klage ist mithin zulässig.
B. Begründetheit
Die Klage des J ist begründet, wenn das Unterlassen der
Auskunftserteilung rechtwidrig und J dadurch in seinen
Rechten verletzt ist. Dies ist der Fall, wenn J einen An-
spruch auf die begehrte Auskunft hat.
I. Auskunftsanspruchaus§ 4Abs. 2LPrGM-V
Denkbar wäre ein Anspruch aus § 4 Abs. 2 LPrG M-V22.
Danach sind »die Behörden« verpflichtet, den Vertretern
der Presse die der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe
dienenden Auskünfte zu erteilen.
1. Anwendungsbereich der Norm
Mit Blick auf die Anwendbarkeit der Norm erscheint pro-
blematisch, dass der Bundesnachrichtendienst gemäß § 1
Abs. 1 S. 1 BNDG eine Bundesoberbehörde im Geschäfts-
bereich des Bundeskanzleramtes ist. Wenngleich § 4
Abs. 2 LPrG M-V selbst keine Beschränkung der auskunfts-
verpflichteten Behörden vorsieht, stellt sich dennoch die
Frage, ob durch diese landesrechtliche Norm neben Lan-
desbehörden auch Bundesbehörden wie der Bundesnach-
richtendienst zur Auskunft verpflichtet werden können.
19 BVerwGE 60, 154 (155 ff.) = NJW 1980, 2764 (2765); BVerwG, NVwZ
1993, 884 (884 f.); VGH Mannheim, NVwZ-RR 1995, 323 (323); Kopp/
Schenke (Fn. 7), § 42 Rn. 66; Sodan, in: Sodan/Ziekow (Fn. 17), § 42
Rn. 379; Wahl/Schütz, in: Schoch/Schneider/Bier (Fn. 3), § 42 Abs. 2
Rn. 67 m. w. N.
20 Ehlers, in: Festschrift für Christian-Friedrich Menger (1985), S. 379
(392); Meissner, in: Schoch/Schneider/Bier (Fn. 3), § 78 Rn. 48; Stei-
ner, JuS 1984, 853 (855); Stern, Verwaltungsprozessuale Probleme,
8. Auflage (2000), Rn. 250; Kastner, in: Fehling/Kastner/Störmer,
Verwaltungsrecht, 3. Auflage 2013, § 78 VwGO Rn. 7 m. w. N.
21 Nicht kleinkariert, sondern genaue Auslegung von § 62 Abs. 3
VwGO ist es, bei der Prozessfähigkeit von Behörden und Vereinigun-
gen zunächst auf deren Prozessunfähigkeit und erst dann auf deren
Stellvertretung abzustellen.
22 Die Prüfung der einfachgesetzlichen Anspruchsgrundlage ist zu-
nächst vorzugswürdig, da diese ihrer Normstruktur nach schon prima
facie einen weitergehenden Anspruch als die grundgesetzliche Norm
vermittelt.
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Einer solchen Annahme könnte die Notwendigkeit einer
verfassungskonformen Normauslegung mit Blick auf die
Reichweite der Gesetzgebungskompetenz für die maßgeb-
liche Regelungsmaterie entgegenstehen. So müsste die
Norm durch verfassungskonforme Auslegung in ihrem An-
wendungsbereich teleologisch reduziert werden, wenn
dem Landesgesetzgeber keine Gesetzgebungskompetenz
für die Regelung von Auskunftspflichten von Bundes-




Nach Art. 70 Abs. 1 GG haben die Länder das Recht der
Gesetzgebung, soweit nicht dem Bund durch das Grund-
gesetz die entsprechenden Gesetzgebungsbefugnisse ver-
liehen sind. Der Regelungskatalog der ausschließlichen
Gesetzgebungskompetenz des Bundes nach Art. 73 GG er-
fasst die Materie des Presserechts ebenso wenig wie die
Enumeration der Gegenstände der konkurrierenden Ge-
setzgebung in Art. 74 GG. Die stets ungenutzt gebliebene
frühere Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes für
das Presserecht aus Art. 75 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 GG a. F. ist im
Rahmen der ersten Föderalismusreform23 entfallen. Mithin
steht die Gesetzgebungskompetenz für das Pressewesen
im Grundsatz den Ländern zu24. Dabei ist jedoch umstrit-
ten, ob sich aus dieser grundsätzlichen Kompetenz zu
presserechtlichen Regelungen zugleich auch eine Kom-
petenz der Länder für die Normierung von Auskunfts-
pflichten von Bundesbehörden ergibt25.
aa) Gesetzgebungskompetenz des Bundes kraft Natur
der Sache
Die Gesetzgebungskompetenz der Länder für das Presse-
recht könnte im Hinblick auf die Normierung von Aus-
kunftsansprüchen gegen Bundesbehörden an die Grenze
einer ungeschriebene bzw. stillschweigend mitgeschriebe-
nen26. Bundeskompetenz stoßen. Eine Doppelzuständig-
keit von Bund und Ländern innerhalb eines Kompetenz-
bereichs ist dem System der verfassungsrechtlichen
Kompetenznormen fremd und widerspricht der Abgren-
zungsfunktion des Art. 70 Abs. 2 GG27. Insofern wäre ein
Ableitungskonflikt zwischen einer allgemeinen Länder-
kompetenz und einer vorrangigen Bundeskompetenz
zwingend aufzulösen. Als solche kommt eine ungeschrie-
bene Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die ad-
ministrative Ausrichtung und Funktionsfähigkeit der Bun-
desverwaltung in Betracht28. Als Ausdruck von Art. 86 GG
steht dem Bund allgemein anerkannt die Verbandskom-
petenz für die Organisation seiner eigenen Behörden und
mithin dem Bundesgesetzgeber in Abweichung der Grund-
regel der Art. 30 und 70 GG eine entsprechende Gesetz-
gebungskompetenz zu29. Eine Kompetenz des Bundes für
Regelungen des öffentlichkeitsbezogenen Verwaltungs-
verfahrens der Bundesbehörden wird in Art. 86 GG jedoch
nicht benannt30. Diese könnte sich allerdings aus einer
Gesetzgebungskompetenz des Bundes kraft Natur der Sa-
che ergeben. Eine solche kommt ausschließlich im Hin-
blick auf denknotwendig beziehungsweise rechtlich nur
durch den Bund regelbare Kompetenzmaterien in Be-
23 Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28. 08. 2006, BGBl.
I, S. 2034 ff.
24 BVerfGE 36, 193 (201) = NJW 1974, 356 (357); OVG Münster,
DVBl. 2014, 464 ff.; OVG Berlin, NVwZ 1997, 32 (33 f.); Schnabel, NVwZ
2012, 854 (855); Schoch, IFG-Kommentar, 1. Auflage (2009), Einleitung
Rn. 24; Soehring, Presserecht, 5. Auflage (2013), § 4 Rn. 17;Weberling,
in: Ricker/Weberling, Handbuch des Presserechts, 6. Auflage (2012),
19. Kapitel Rn. 11.
25 Die Streitdarstellung wird in der nachfolgenden Tiefe nicht von
einem durchschnittlichen Bearbeiter zu erwarten sein. Zu erwarten
bleibt jedoch eine geboten ausführliche Auseinandersetzung mit den
maßgeblichen dogmatischen Grundlagen der Gesetzgebungskom-
petenz vor dem Hintergrund systematischer Kenntnisse des Bund-
Länder-Verhältnisses.
26 So Uhle, in: Maunz/Dürig, GG-Kommentar, 72. EL. (2014), Art. 70
Rn. 62.
27 BVerfGE 36, 193 (202 f.) = NJW 1974, 356 (357); BVerwGE 146, 56
(59 f.) = NVwZ 2013, 1006 (1007); Kloepfer, Verfassungsrecht, Band I,
2011, § 21 Rn. 54; Rengeling, in: Isensee/Kirchhoff, Handbuch des
Staatsrechts, Band VI, 3. Auflage (2008), § 135 Rn. 47; zurückhalten-
derUhle, in: Maunz/Dürig (Fn. 26), Art. 70 Rn. 152 m. w. N.
28 BVerwGE 146, 56 (62) = BVerwG, NVwZ 2013, 1006 (1008) benennt
diese Überlegung eher beiläufig im obiter dictum, was wohl dadurch
zu erklären ist, dass sich bei Vertiefung ein Konflikt mit der vom
Gericht bevorzugten Annexkompetenz des Bundes ergeben würde.
Dazu auch Cornils, DÖV 2013, 657 (662 f.).
29 Ibler, in: Maunz/Dürig (Fn. 26), Art. 86 Rn. 2 und Rn. 6; Pieroth,
in: Jarass/Pieroth, GG-Kommentar, 13. Auflage (2014); Art. 83 Rn. 2,
Art. 86 Rn. 6 f.; von Arnim, in: Isensee/Kirchhoff (Fn. 27); § 138 Rn. 73.
30 Mit Blick auf einen sich hieraus ergebenden Streit innerhalb der
Literatur über die Herleitung einer Bundeskompetenz für das Ver-
waltungsverfahren der Bundesbehörden stellt Cornils, DÖV 2013, 657
(663) zutreffend fest, dass eine solche Kompetenz trotz widerstreiten-
der Begründungsansätze im Ergebnis gleichwohl unbestritten ist.
Zum Streitstand mit einer Darstellung der verschiedenen Auffassun-
gen finden sich Nachweise bei Ibler, in: Maunz/Dürig (Fn. 26), Art. 86
Rn. 160 ff. Aus Gründen der Schwerpunktsetzung beleuchtet die
nachfolgende Falllösung unter Verzicht auf eine kontrovers substan-
tiierte Problematisierung der widerstreitenden Meinungen aus-
schließlich die Herleitung einer Bundeskompetenz kraft Natur der
Sache. Im Ergebnis hätten allerdings auch die abweichenden Herlei-
tungsmodelle zu gleichem Sachverhaltsresultat geführt.
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tracht31. Mit Blick auf eine Bundeskompetenz für das Ver-
waltungsverfahren der Bundesverwaltung spricht für ein
solches Regelungsprivileg des Bundes, dass sich dieser bei
der Bundesverwaltung nicht durch die Länder, sondern
selbst verwaltet32. Sollten unter diesen Vorzeichenmedien-
rechtliche Auskunftsansprüche gegen Bundesbehörden
als verwaltungsverfahrensrechtliche Regelung33 qualifi-
ziert werden, wäre im konkreten Fall ein Vorrang einer
anderweitigen Gesetzgebungskompetenz des Bundes zu
konstatieren. Dies würde qua verfassungskonformer Aus-
legung eine teleologische Reduktion des Anwendungs-
bereiches von § 4 Abs. 2 LPrGM-V erforderlichmachen.
(1) Auskunftsansprüche als verwaltungsverfahrens-
rechtliche Regelung
Es erscheint jedoch fragwürdig, medienrechtliche Aus-
kunftsansprüche als Bestandteil der Kompetenzmaterie
des Verwaltungsverfahrens der Bundesverwaltung zu qua-
lifizieren. Dagegen spricht der auch materiell-rechtliche
Charakter eines Auskunftsanspruchs, der sich vor allem in
seinem Inhalt und nicht in Verfahrensregelungen er-
schöpft34. So weist ein Anspruch auf Informationserteilung
stets auch starke Bezüge zu seiner inhaltsbildenden Sach-
materie auf, was folgerichtig denjenigen Gesetzgeber als
zuständig qualifiziert, der auch für die anspruchsprägende
Sachmaterie kompetent ist35. Kompetenzbestimmend und
inhaltsprägend für Presseauskunftsansprüche ist jedoch
nicht die Organisationsgewalt von Bund und Ländern für
deren Behörden und deren Verwaltungsverfahren, son-
dern vielmehr die Beschränkung der materiellen Berechti-
gung auf die Vertreter der Presse undmithin die Ausgestal-
tung der Anspruchsnorm als sonderpresserechtliches
Institut36. Es überzeugt daher nicht, medienrechtliche Aus-
kunftsansprüche als verwaltungsverfahrensrechtliche Re-
gelung zu qualifizieren.
(2) Ergebnis zur Gesetzgebungskompetenz des Bundes
kraft Natur der Sache
Die Kompetenz zur Normierung von Auskunftspflichten
von Bundesbehörden gegenüber der Presse unterfällt kei-
ner Gesetzgebungskompetenz des Bundes kraft Natur der
Sache für das öffentlichkeitsbezogene Verwaltungsverfah-
ren der Bundesbehörden.
bb) Gesetzgebungskompetenz des Bundes kraft Annex
Eine vorrangige Bundeskompetenz könnte sich jedoch aus
einer ungeschriebenen Gesetzgebungskompetenz kraft
Annex ergeben, wenn dem Bundesverwaltungsgericht37
gefolgt wird, das die Regelungskompetenz für Presse-
auskunftsansprüche in jüngster Rechtsprechung aus einer
Annexkompetenz der Sachkompetenz der auskunftsver-
pflichteten Behörde ableitet. Grundlegend ist die Annex-
kompetenz durch einen akzessorischen Charakter zu den
geschriebenen Kompetenzmaterien gekennzeichnet und
deckt als ungeschriebene Gesetzgebungskompetenz den
Erlass von Vorschriften, die in einem funktionellen Zusam-
menhang zur geschriebenen materiellen Kompetenz
stehen38. Nach einer Faustformel der Literatur39 wird die
ausdrücklich zugewiesene Kompetenz durch die Annex-
kompetenz nicht in die Breite, sondern in die Tiefe erwei-
tert, was ausdrückt, dass jede materielle Gesetzgebungs-
kompetenz auch die Berechtigung zur Regelung der
Vorbereitung und Durchführung des jeweiligen Sach-
gegenstands umfasst. Nach der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts40 müssen für Annexregelungen
ein notwendiger Zusammenhang zu der in der Bundes-
zuständigkeit liegenden Materie oder eine Erforderlichkeit
für den wirksamen Bestimmungsvollzug bestehen. Mithin
setzt eine vorrangige Bundeskompetenz kraft Annex im
Konkreten einen Anknüpfungspunkt in der geschriebenen
materiellen Gesetzgebungskompetenz des Bundes und ei-
ne Annexerforderlichkeit voraus.
31 BVerfGE 22, 180 (217) = NJW 1967, 1795 (1799); Kloepfer, Verfas-
sungsrecht (Fn. 27), § 21 Rn. 150.
32 Burgi, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG-Kommentar, Band II, 6. Auf-
lage (2010), Art. 86 Rn. 77; Ibler, in: Maunz/Dürig (Fn. 26), Art. 86
Rn. 162.
33 Differenziert und im Ergebnis geboten kritisch dazu Cornils, DÖV
2013, 657 (663).
34 Zu dieser Ausprägung BVerwG, GewArch 2007, 478 (478); OVG
Münster, DVBl. 2014, 464 ff.
35 So auch die Einschätzung von Cornils, DÖV 2013, 657 (663).
36 Für eine Ausgestaltung von behördlichen Auskunftsansprüchen
als Pressesonderrecht auch Cornils, DÖV 2013, 657 (659); Kloepfer, JZ
2013, 892 (892);Müller, ZD 2013, 463 (468); Sachs (Fn. 1), S. 4.
37 BVerwGE 146, 56 (58 ff.) = NVwZ 2013, 1006 (1007 f.); dem sich
anschließend OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 20.01.2015 –
OVG 6 S 42.14 –, juris Rn. 4.
38 Degenhart, in: Sachs, GG-Kommentar, 6. Auflage (2011), Art. 70
Rn. 38; Heintzen, in: Bonner Kommentar, GG-Kommentar, 164. EL
(2013), Art. 70 Rn. 120; Rozek, in: Mangoldt/Klein/Starck (Fn. 32),
Art. 70 Rn. 48; Uhle, in: Maunz/Dürig (Fn. 26), Art. 70 Rn. 71.
39 Kloepfer, Verfassungsrecht (Fn. 27), § 21 Rn. 154; Stettner, in: Drei-
er, GG-Kommentar, Band II, 2. Auflage (2006), Art. 70 Rn. 64 ff.
40 BVerfGE 109, 190 (215) = NJW 2004, 750 (751 f.); ähnlich BVerfGE
77, 288 (299) = NVwZ 1988, 619 (619).
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(1) Anknüpfungspunkt der Annexkompetenz
Der Anknüpfungspunkt der Annexkompetenz im geschrie-
benen materiellen Recht könnte vorliegend eine aus-
schließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes für den
Regelungsbereich des Bundesnachrichtendienstes auf der
Grundlage von Art. 73 Abs. 1 Nr. 1 GG sein. Dieser Kom-
petenztitel weist dem Bund die ausschließliche Gesetz-
gebungskompetenz für auswärtige Angelegenheiten sowie
die Verteidigung einschließlich des Schutzes der Zivil-
bevölkerung zu. Die Gewinnung und Auswertung von
Erkenntnissen über das Ausland von außen- und sicher-
heitspolitischer Bedeutung für die Bundesrepublik
Deutschland wiederum ist der in § 1 Abs. 2 S. 1 BNDG ver-
ankerte gesetzliche Auftrag des Bundesnachrichtendiens-
tes. Diese Auslandsaufklärung unterfällt aufgrund ihrer
außenpolitischen Relevanz der Materie des Art. 73 Abs. 1
Nr. 1 GG und konstituiert eine Bundeskompetenz41.
(2) Erforderlichkeit der Annexkompetenz
Im Hinblick auf die Erforderlichkeit einer an diese Kom-
petenzmaterie anknüpfenden Annexkompetenz lassen
sich eine Reihe widerstreitender Argumente anführen.
(a) Argumente für die Erforderlichkeit der
Annexkompetenz
Das Bundesverwaltungsgericht stützt eine Annexerforder-
lichkeit für die Normierung von Presseauskunftsansprü-
chen auf den Umstand, dass die öffentliche Zugänglichkeit
der beim Bundesnachrichtendienst vorhandenen Informa-
tionen dessen gesetzliche Aufgabenerfüllung beeinflussen
kann42. So erhöhe eine Transparenzsteigerung zwar ver-
meintlich die Nachvollziehbarkeit der Gesetzesausführung
und könne das Vertrauen der Bürger in Rechtsstaatlichkeit
und Sachangemessenheit stärken, berge aber gleichzeitig
auch die Gefahr, dass Schutzinteressen oder aufgabenbe-
zogene Vertraulichkeitsinteressen Dritter nicht hinrei-
chend geschützt werden. Daher sei festzustellen, dass mit
der Entscheidung über Umfang und Grenzen der öffent-
lichen Zugänglichkeit von Verwaltungsinformationen in-
direkt auch über das praktische Gewicht und den norma-
tiven Stellenwert bestimmter von einer Sachmaterie
erfasster materieller Belange entschieden werde. Ange-
sichts dessen müsse klar sein, dass der notwendige Aus-
gleich zwischen Transparenz- und Vertraulichkeitsinteres-
sen eine auf die Strukturen der betroffenen Sachmaterie
und deren spezifische Problemlagen abgestimmte Ent-
scheidung erfordert, die nur von dem für die Sach-
kompetenz der Behörde zuständigen Gesetzgeber vor-
genommen werden kann. Im Hinblick auf die Regelung
behördlicher Auskunftsansprüche sei daher eine an die
behördliche Sachkompetenz anknüpfende Annexkom-
petenz für die Normierung von Presseauskunftsansprüche
stets erforderlich.
(b) Argumente gegen die Erforderlichkeit der
Annexkompetenz
Der Ansicht, die eine Annexkompetenz des Bundes an-
nimmt, ist entgegenzuhalten, dass letztlich immer die en-
gen Grenzen dieses Kompetenzbegründungsansatzes ge-
wahrt bleibenmüssen. So darf der Bund auf der Grundlage
einer Annexkompetenz stets nur diejenigen Einzelregelun-
gen treffen, ohne die er seine ausdrücklich zugewiesene
Gesetzgebungskompetenz nicht sinnvoll nutzen kann,
was folgerichtig die Möglichkeit einer umfassenden Rege-
lung des den Ländern vorbehaltenen Bereichs aus-
schließt43. Schon die verfassungsrechtlichen Grundent-
scheidungen in den Art. 30 und 70 GG gebieten stets eine
restriktive Auslegung ungeschriebener Gesetzgebungs-
kompetenzen zur Verwirklichung des Regel-Ausnahme-
Verhältnisses sowie ferner den Vorrang einer Auslegung
der verfassungsrechtlich normierten Kompetenztitel durch
wissenschaftliche Methoden44. Mit diesen Grundsätzen er-
scheint es schwerlich vereinbar, dass sich die Grenzen der
hier in Rede stehenden Annexkompetenz nur äußerst un-
scharf und nur sehr weit ziehen lassen, was auf ihren
denkbar weiten funktionellen Zusammenhang und auf
mangelnde thematische Grenzen angesichts der grund-
sätzlichen Unbeschränktheit von Presseauskunftsansprü-
chen zurückzuführen ist45. Zudem wäre bei einer kon-
sequenten Anwendung des Grundsatzes, dass sich die
Gesetzgebungskompetenz für behördliche Auskünfte nach
der Sachkompetenz der verpflichteten Behörde richtet,
wohl der sehr problematische Rückschluss denkbar, dass
der Bund auch das Presseauskunftsrecht gegenüber Lan-
41 BVerfGE 100, 313 (368 ff.) = NJW 2000, 55 (59 f.); BVerwG, NJW
2008, 2135 (2137 f.); Heintzen, in: Mangoldt/Klein/Starck (Fn. 32),
Art. 73 Rn. 9; Sannwald, in: Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Hopfauf,
GG-Kommentar, 13. Auflage (2014), Art. 73 Rn. 8, 10 a; Uhle, in:
Maunz/Dürig (Fn. 26), Art. 73 Rn. 41.
42 Zu nachfolgenden und weiteren Erwägungen BVerwGE 146, 56
(62) = BVerwG, NVwZ 2013, 1006 (1008).
43 BVerfGE 98, 265 (300) = NJW 1999, 841 (842); Kloepfer, Verfas-
sungsrecht (Fn. 27), § 21 Rn. 157.
44 So die überzeugende Einschätzung von Kloepfer, Verfassungs-
recht (Fn. 27), § 21 Rn. 155.
45 Zu diesem Problem Cornils, DÖV 2013, 657 (660) sowie Kloepfer, JZ
2013, 892 (893).
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desbehörden gesetzlich ausgestalten müsste, wenn diese
gemäß Art. 83 ff. GG Bundesrecht vollziehen46. Schließlich
erscheint auch der Rekurs auf vorhandene Schutzinteresse
Dritter und auf Auswirkungen auf die gesetzliche Auf-
gabenerfüllung nicht als zwingender Grund für eine An-
nexkompetenz, da auch die landesgesetzlichen Normen
für Presseauskunftsansprüche nicht schrankenlos gewährt
werden und diesen berechtigten Aspekten ebenfalls Rech-
nung tragen47.
(c) Ergebnis zur Erforderlichkeit der Annexkompetenz
In einer Gesamtschau ist festzustellen, dass die Bewertung
eines Auskunftsanspruches als Annex zur jeweiligen be-
hördlichen Sachkompetenz die Grenzen dieses Kom-
petenzbegründungsansatzes überdehnt und insoweit ver-
worfen werdenmuss.
(3) Ergebnis zur Gesetzgebungskompetenz des Bundes
kraft Annex
Mangels Annexerforderlichkeit kann sich an die aus-
schließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die
Regelungsmaterie Bundesnachrichtendienst keine Rege-
lungskompetenz für Presseauskunftsansprüche dieser Be-
hörde anschließen.
cc) Gesetzgebungskompetenz der Länder gemäß
Art. 70 Abs. 1 GG
Angesichts des Umstandes, dass sich aus den dargelegten
Gründen keine vorrangige Gesetzgebungskompetenz des
Bundes für die Normierung von Presseauskunftsansprü-
chen gegen Bundesbehörden ergeben, kann diese letztlich
ohne Differenzierung der Verwaltungsträgerschaft auch
Bestandteil der den Ländern gemäß Art. 70 Abs. 1 GG zu-
gewiesenen Gesetzgebungskompetenz für die Regelungs-
materie des Presserechts sein48.
b) Sperrwirkung der Art. 83 ff. GG
Grundlegend gegen die Einbeziehung von Bundesbehör-
den in den Anwendungsbereich von kompetenzgerecht
erlassenem Landesrecht könnte jedoch eine Sperrwirkung
der Art. 83 ff. GG sprechen49. So ergibt sich aus der Syste-
matik der Art. 30 und 83 ff. GG zunächst unzweifelhaft die
Erkenntnis, dass der Bund keine Zuständigkeit für den
Vollzug von Landesgesetzen haben kann50. Würde man
unter Geltung dieser Verfassungsmaxime annehmen, dass
der Verpflichtungsstatus der Bundesbehörden, der sich
aus den landesrechtlichen Presseauskunftsansprüchen er-
gibt, auch gleichbedeutend mit der Ausführung von Geset-
zen im Sinne des Gesetzesvollzuges gemäß Art. 83 GG ist,
dürften Bundesbehörden danach aus systematischen
Gründen nicht an das geltende Landesrecht gebunden
sein51.
aa) Gesetzesvollzug und Gesetzesbeachtung im
Verfassungsgefüge
Eine solche Qualifikation der hier in Rede stehenden
bundesbehördlichen Verpflichtung als Gesetzesvollzug
erscheint jedoch nicht unproblematisch. Unbenommen
des Umstandes, dass der Landesgesetzgeber der Bundes-
verwaltung im Regelungssystem der Art. 83 ff. GG keine
Aufgaben übertragen darf, bleibt die Bundesverwaltung –
wie die Exekutive jeder öffentlichen Gliedkörperschaft –
den Maximen des Art. 20 Abs. 3 GG dahingehend unter-
worfen, dass sie bestehende Normen ohne Rücksicht auf
ihre kompetenzrechtliche Herkunft zu beachten hat52. Der
Bund ist mithin zwar nicht zur Ausführung landesrecht-
licher Normen im Sinne der aktiven Erledigung einer
übertragenen Verwaltungsaufgabe verpflichtet, muss sich
bestehenden Landesvorschriften ohne Vollzugsauftrag al-
lerdings gleichwohl bei seiner Tätigkeit beugen53. Mit der
Norm des § 4 Abs. 2 LPrG M-V verbindet sich zu diesen
Verfassungsmaximen insoweit kein Widerspruch, als den
verpflichteten Behörden durch diese Norm keine spezi-
fischen Vollzugsbefugnisse und keine Verwaltungsauf-
gaben übertragen werden. Stattdessen begründet die
Norm lediglich eine allgemeine Verpflichtung derjenigen46 Diese Konstruktion qualifiziert auch Kloepfer, JZ 2013, 892 (893)
als impraktikabel.
47 So auch Cornils, DÖV 2013, 657 (661) und Kloepfer, JZ 2013, 892
(893).
48 So die Einschätzung in der Stellungnahme von Sachs (Fn. 1), S. 3
zutreffend rekurrierend auf Schnabel, NVwZ 2012, 854 (855); Soehring
(Fn. 24), § 4 Rn. 17; Weberling, in: Ricker/Weberling (Fn. 24), 19. Ka-
pitel Rn. 11. Weiterhin auch Beater, Medienrecht, 1. Auflage (2007),
Rn. 1064; Burkhardt, in: Löffler, Presserecht, 5. Auflage (2006), § 4
Rn. 54; Paschke, Medienrecht, 3. Auflage (2009), Rn. 344. Diese im
Schriftum vorherrschende Ansicht wurde von der früheren Rechtspre-
chung zumindest toleriert. BVerwG, NJW 1975, 891 (892); OVG Berlin,
NVwZ-RR 1997, 32 (34); VG Berlin, NJW 2013, 1464 (1464).
49 Nachfolgende Überlegungen wurden vertreten von Hecker, DVBl
2006, 1416 ff., der als Richter im sechsten Senat des Bundesverwal-
tungsgerichts an der Entscheidung BVerwGE 146, 56 = NVwZ 2013,
1006mitgewirkt hat.
50 BVerfGE 108, 169 (184 f.) = NVwZ 2003, 1497 (1499); BVerwGE 44,
351 (357) = NJW 1974, 1207 (1209); Kirchhof, in: Maunz/Dürig, Art. 83
Rn. 136. m. w. N.
51 Für dieses ErgebnisHecker, DVBl 2006, 1416 (1418).
52 Kirchhof, in: Maunz/Dürig (Fn. 26), Art. 83 Rn. 136 m. w. N.
53 BVerwG, NVwZ 2007, 1311 (1313).
Methodik ÖR – Philipp Amthor und Annette Prehn: Der verschlossene Bundesnachrichtendienst 631
Stellen, die im Besitz presserelevanter Daten sind, was
als konstitutiv kompetenzneutrale Verpflichtung zu wür-
digen ist. Mithin handelt es sich bei dem durch Landes-
presserecht begründeten Verpflichtungsstatus von Bun-
desbehörden um keinen Fall des Gesetzesvollzuges im
Sinne von Art. 83 GG, sondern um einen Fall der Geset-
zesbeachtung als Ausdruck der allgemeinen Bindung an
Recht und Gesetz im Sinne von Art. 20 Abs. 3 GG54.
bb) Ergebnis zur Sperrwirkung der Art. 83 ff. GG
Eine Anwendung des § 4 Abs. 2 LPrG M-V kann nicht an
einer grundlegenden Sperrwirkung der Art. 83 ff. GG schei-
tern.
c) Zwischenergebnis
Eine Verpflichtung des BND als Bundesbehörde durch die
Norm des § 4 Abs. 2 LPrG M-V ist kompetenzgerecht und
unterliegt auch keiner Sperrwirkung aus Art. 83 ff. GG.
Eine teleologische Reduzierung qua verfassungskonfor-
mer Auslegung zur Begrenzung des Anwendungsbereichs
der Norm ist nicht geboten, so dass § 4 Abs. 2 LPrG M-V
vorliegend also auf den Bundesnachrichtendienst an-
wendbar ist55. Die in Rede stehenden besonderen Sachge-
gebenheiten der Bundesverwaltung können im Zweifels-
fall auch durch bundesfreundliches Verhalten bei der
Wahrnehmung der Länderkompetenz und notfalls durch
verfassungs- und bundesrechtskonforme Auslegung im
Einzelfall hinreichend abgeholfen werden56.
2. Tatbestandsmäßigkeit der Norm
Der Normtatbestand des § 4 Abs. 2 LPrG M-V verpflichtet
die Behörden, den Vertretern der Presse die der Erfüllung
ihrer öffentlichen Aufgabe dienenden Auskünfte zu ertei-
len und findet seine Grenzen in den Normschranken des
§ 4 Abs. 3 LPrGM-V.
a) Tatbestand des § 4 Abs. 2 LPrGM-V
Die Ausführungen zum Normanwendungsbereich haben
geklärt, dass der Bundesnachrichtendienst dem Behörden-
begriff des § 4 Abs. 2 LPrG M-V unterfällt. So bleibt zu
klären, ob die von J als Vertreter der Presse begehrten
Auskünfte auch der Erfüllung der öffentlichen Aufgabe
der Presse dienen. Diese offene Generalklausel der Norm
nimmt tatbestandlich zunächst keine inhaltliche Be-
schränkung des Informationsrechts der Presse vor, sofern
nur die Medien durch ihr Begehren publizistische Interes-
sen verfolgen57. Es steht diesbezüglich außer Zweifel, dass
eine – hier von J unterstellte – vermeintlich unreflektierte
jahrelange Durchsetzung des Bundesnachrichtendienstes
mit ehemaligen Mitgliedern von NS-Organisationen sowie
der Umgang der Behörde mit ihrer eigenen Vergangenheit
als öffentlichkeitsrelevante Angelegenheit dem Geltungs-
bereich dieser weiten Generalklausel unterfällt. Der Tat-
bestand des § 4 Abs. 2 LPrGM-V ist mithin erfüllt.
b) Normschranken des § 4 Abs. 3 LPrGM-V
Zu prüfen bleiben allerdings die in § 4 Abs. 3 LPrG M-V
normierten Schranken für die Erteilung von Auskünften.
Im Hinblick auf § 4 Abs. 3 Nr. 2 und 3 LPrG M-V ist zu-
nächst zu konstatieren, dass sich der Bundesnachrichten-
dienst sachverhaltsgemäß nicht auf ein überwiegendes
öffentliches oder schutzwürdiges privates Interesse oder
auf Geheimhaltungs- und Datenschutzvorschriften beru-
fen hat58. Im Übrigen erscheint es auch allzu konstruiert,
solche Verweigerungsgründe im konkreten Fall abzulei-
ten. Einzig mit Blick auf § 4 Abs. 3 Nr. 4 LPrG M-V könnte
angesichts des begehrten Umfangs der Auskunft proble-
matisch sein, dass die normierte Zumutbarkeitsschwelle
überschritten wird. Dieser unscharfe Ausnahmetatbestand
erfordert jedoch eine äußerst restriktive Auslegung, da zu
beachten ist, dass Behörden auch empfundene Lästigkei-
ten als Preis der freiheitlichen Demokratie hinzunehmen
haben59. Der Bundesnachrichtendienst muss vorliegend
lediglich ohne umfangreiche extrabehördliche Ermittlun-
gen vorhandene Informationen aus seinen Archiven zu-
sammentragen, was angesichts der engen Begrenzung des
54 So auch Cornils, DÖV 2013, 657 (664); Kloepfer, JZ 2013, 892 (893);
Schoch (Fn. 24), Einleitung Rn. 24.
55 Mit einer überzeugenden Argumentation ist auch ein anderes
Ergebnis vertretbar. Mit Blick auf das im Bearbeitervermerk angeord-
nete Hilfsgutachten ist aber in jedem Fall auch der Normtatbestand
zu prüfen.
56 Ähnlich auch Sachs (Fn. 1), S. 6 mit Verweis auf VG Berlin, NVwZ-
RR 1994, 212 (213).
57 Beater (Fn. 48), Rn. 1067; Soehring (Fn. 24), § 4 Rn. 22.
58 Eine Betrachtung des Sachverhalts offenbart, dass die Prüfung
der Verweigerungsgründe des § 4 Abs. 3 LPrG M-V keinen Problem-
schwerpunkt darstellt. Eine vertiefte Diskussion im sachverhaltsent-
leerten Raum ist unangebracht. Eine Problembefassung würde eine
Auseinandersetzungmit einer behördlichen Ermessenentscheidung –
zu diesem Tatbestandsmerkmal Beater (Fn. 48), Rn. 1068 – erfordern,
zu der keine Sachverhaltsausführungen vorliegen.
59 Weberling, in: Ricker/Weberling (Fn. 24), 20. Kapitel Rn. 13
m. w. N.
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Verweigerungsgrundes als durchaus noch zumutbar zu
qualifizieren ist. Die Schranken des § 4 Abs. 3 LPrG M-V
stehen der Tatbestandsmäßigkeit des Auskunftsbegehrens
nicht entgegen.
3. Zwischenergebnis
Der J kann seinen Auskunftsanspruch gegen den Bundes-
nachrichtendienst auf § 4 Abs. 2 LPrG M-V stützen und ist
mithin durch das Unterlassen der Auskunftserteilung in
seinen Rechten verletzt.
II. Auskunftsanspruch aus Art. 5 Abs. 1
S. 2 GG
Gegebenenfalls könnte sich J zudem auch auf einen Infor-
mationsanspruch unmittelbar aus der in Art. 5 Abs. 1 S. 2
GG verbürgten Pressefreiheit berufen60. Dafür ist zunächst
der abstrakte Schutzgehalt von Art 5 Abs. 1 S. 2 GG zu
erörtern und anschließendmit der Schutzbedürftigkeit des
J abzugleichen.
1. Schutzgehalt
In Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG wird die Pressefreiheit gewährleis-
tet. Damit wird zunächst entsprechend der systematischen
Stellung der Bestimmung und ihrem traditionellen Ver-
ständnis ein subjektives Grundrecht für die im Presse-
wesen tätigen Personen und Unternehmen gewährt, das
seinen Trägern Freiheit gegenüber staatlichem Zwang ga-
rantiert und ihnen unter bestimmten Voraussetzungen ei-
ne bevorzugte Rechtstellung sichert, so dass Art. 5 Abs. 1
S. 2 GG zugleich auch eine objektivrechtliche Seite hat61.
Die Pressefreiheit aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG schützt deshalb
auch die Institution Presse in Form einer objektiven Ein-
richtungsgarantie62. Diese verpflichtet den Gesetzgeber da-
zu, die Rechtsordnung in einer Weise zu gestalten, die der
besonderen verfassungsrechtlichen Bedeutung der Presse
gerecht wird und ihr eine funktionsgemäße Betätigung
ermöglicht63. Hierzu zählt auch die Schaffung von behörd-
lichen Auskunftspflichten, die es der Presse erleichtern
oder in Einzelfällen sogar überhaupt erst ermöglichen,
ihre Kontroll- und Vermittlungsfunktionen zu erfüllen, die
in der repräsentativen Demokratie unerlässlich sind64.
a) Normauslegung zur Schutzdimension der
Pressefreiheit
Umstritten ist allerdings, ob Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG auf dieser
Grundlage einen verfassungsunmittelbaren Anspruch sta-
tuiert. Das wohl überwiegende Schrifttum will die Presse-
freiheit auf ihre abwehrrechtliche Dimension begrenzen65.
Auch die Rechtsprechung hat einen solchen verfassungs-
unmittelbaren Anspruch bisher teilweise verneint66. Mit-
hin könnte der J sein Begehren nicht auf Art. 5 Abs. 1 S. 2
GG stützen. Im presserechtlichen Schrifttum wird dagegen
ein unmittelbarer Auskunftsanspruch aus Art. 5 Abs. 1 S. 2
bejaht67. Das Bundesverwaltungsgericht68 hat aus Art. 5
Abs. 1 S. 2 GG nunmehr ebenfalls einen verfassungsunmit-
telbaren Auskunftsanspruchs hergeleitet. Dies würde eine
Prüfung der Schutzbedürftigkeit des Begehrens des J er-
möglichen. Ob und unter welchen Voraussetzungen Art. 5
Abs. 1 S. 1 GG auch einen unmittelbaren Auskunfts-
anspruch gewährt, ist durch abstrakte Auslegung zu ermit-
teln. Ziel jeder Auslegung ist die Feststellung des Inhalts
einer Norm, wie er sich ausWortlaut, Sinnzusammenhang,
Zweck der Regelung und Entstehungsgeschichte der kon-
kreten Regelung ergibt69.
aa) Grammatikalische Auslegung
Die grammatikalische Auslegung ist in dieser Frage wenig
aussagekräftig, da dieWortlautgrenze des Art. 5 Abs. 1 S. 1
GG die Gewährleistung der Pressefreiheit nicht näher de-
terminiert70.
60 Der Bearbeitervermerk stellt klar, dass in jedem Fall auch ein
Anspruch aus Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG zu prüfen ist. Dies gilt auch für die
hier aufgezeigte Lösung, nach der das Auskunftsbegehren bereits auf
§ 4 Abs. 2 LPrG M-V gestützt werden kann. Grundlegend kommt ein-
fachgesetzlich normierten Auskunftsansprüchen jedoch ein Anwen-
dungsvorrang vor den verfassungsrechtlichen Bestimmungen zu;
Huster/Rux, in: Epping/Hillgruber, GG-Kommentar, 21. Edition (2014),
Art. 20 Rn. 169.
61 BVerfGE 20, 162 (175) = NJW 1966, 1603 (1604 f.).
62 BVerfGE 20, 162 (175) = NJW 1966, 1603 (1604 f.); BVerfGE 66, 116
(133) = NJW 1984, 1741 (1742).
63 BVerwG, ZUM-RD 2014, 301 (304) m. w. N.
64 BVerwG, ZUM-RD 2014, 301 (304) m. w. N.
65 Mit umfangreichen NachweisenHerzog, in: Maunz/Dürig (Fn. 26),
Art. 5 Abs. 1 Rn. 137; Kloepfer, JZ 2013, 892 (893); Wendt, in:
von Münch/Kunig, GG-Kommentar, 6. Auflage (2012), Art. 5 Rn. 35.
66 BVerwGE 70, 310 (313) = NJW 1985, 1655 (1656); OVG Bremen, NJW
1989, 926 (926 f.); OVGMünster ZUM-RD 1997, 151 (152).
67 Burkhardt, in: Löffler (Fn. 48), § 4 Rn. 16 ff.; Soehring (Fn. 24), § 4
Rn. 3 Weberling, in: Ricker/Weberling (Fn. 24), 18. Kapitel Rn. 6
m. w. N.
68 BVerwGE 146, 56 (63) = NVwZ 2013, 1006 (1009).
69 BVerfGE 11, 126 (130 f.) = NJW 1960, 1563 (1564).
70 BVerwGE 70, 310 (313) = NJW 1985, 1655 (1656).
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bb) Systematische Auslegung
Angesichts des Umstandes, dass keine objektive Systema-
tik eines Gesetzes aus sich selbst heraus besteht, erfordert
eine systematische Auslegung stets eine ganzheitliche Be-
urteilung der legislatorischen Regelungsabsicht71. Für das
Grundgesetz bedeutet dies eine besondere Bedeutung der
Auslegung im Lichte der Grundrechte und der Staatsstruk-
turprinzipien als fundamentale Grundentscheidungen des
Verfassungsgebers.
(1) Rückschlüsse aus der Informationsfreiheit
Gegen einen Auskunftsanspruch könnte die ausdrückliche
Regelung der Informationsfreiheit gemäß Art. 5 Abs. 1
S. 1 Var. 2 GG sprechen, welche »lediglich« ein Informati-
onsrecht vorsieht, das auf allgemein zugängliche Quellen
beschränkt ist72. Dabei schützt die Informationsfreiheit je-
doch nicht nur die Unterrichtung aus der Informations-
quelle, sondern auch die Informationsaufnahme an einer
Quelle73. Das Grundrecht gewährleistet aber nur das Recht,
sich ungehindert aus einer allgemein zugänglichen Quelle
zu unterrichten74. Dies beinhaltet keinen Rechtsanspruch
auf Verschaffung von Informationen75.
Das Grundrecht kann allerdings ein gegen den Staat
gerichtetes Recht auf Zugang zu Informationen umfassen,
wenn der Staat den Zugang zu einer im staatlichen Ver-
antwortungsbereich liegenden Informationsquelle ver-
weigert, die aber aufgrund rechtlicher Vorgaben zur
öffentlichen Zugänglichkeit bestimmt ist76. Auch die Pres-
sefreiheit umfasst den Informationsempfang, welcher
denklogische Grundlage für eineWeitergabe ist77. Bei einer
systematischen Ableitung eines Informationsrechts mit
diesem Argument würde jedoch unberücksichtigt bleiben,
dass der Pressefreiheit gegenüber der Informationsfreiheit
nur eine dienende Funktion78 zukommt, so dass den Pres-
severtretern letztlich nicht mehr Informationsrechte als
natürlichen Personen zustehen können. Auf der anderen
Seite dient die Presse aber nicht nur der reinen Verbreitung
von Informationen, sondern gerade auch der Kritik und
Stellungnahme79.
Allein aus der Informationsfreiheit lässt sich keine
eindeutige systematische Implikation für einen verfas-
sungsunmittelbaren Anspruch herleiten.
(2) Rückschlüsse aus den Staatsstrukturprinzipien
Einem verfassungsunmittelbaren Auskunftsanspruch
könnten jedoch der Gewaltenteilungsgrundsatz und das
Demokratieprinzip aus Art. 20 Abs. 2 GG sowie das rechts-
staatliche Gebot der Rechtssicherheit aus Art. 20 Abs. 3 GG
systematisch entgegenstehen, wenn die Rechtsprechung
im jeweiligen Einzelfall festzustellen hätte, ob die Voraus-
setzungen eines einfachgesetzlichen Auskunftsanspruchs
vorliegen oder ob ein verfassungsunmittelbarer Rechts-
anspruch auf Auskunft besteht, dessen Umfang und Gren-
zen im Grundgesetz nicht vorgegeben sind80.
Dieses Argument würde jedoch dann nicht verfangen,
wenn der Gesetzgeber gar nicht erst tätig geworden ist.
Richtig ist, dass der Ausgleich widerstreitender Grund-
rechtspositionen zunächst Sache des Gesetzgebers ist81.
Insbesondere kann er die aus seiner Sicht der Auskunfts-
erteilung entgegenstehenden privaten und öffentlichen
Interessen berücksichtigen und gegenüber dem Aus-
kunftsinteresse der Presse respektive der Öffentlichkeit in
Abwägung bringen82. Der Verweis auf das Gewaltentei-
lungsprinzip und auf das Demokratieprinzip mutet in die-
ser Konstellation aber dann allzu formalistisch an, wenn
Behörden oder Gerichte zum Schutz fundamentaler Ver-
fassungsgüter durch Sicherung eines reinen Minimalstan-
dards an Informationen tätig werden. Ein entsprechendes
Diktum birgt gar die Gefahr, in der Verfassungswirklich-
keit den materiellen Kern eines Freiheitsrechts aus aus-
schließlich formalen Gründen auszuhöhlen, zumal die
materiellen Grenzen von Art. 20 GG unter diesen Voraus-
setzungen schon insoweit nicht erodieren werden, als die
notwendige Beschränkung auf einen reinen Minimal-
standard der Ausgestaltungsprärogative des Gesetzgebers
hinreichend Rechnung trägt und die Beschränkung eines
Auskunftsanspruches auf einen Minimalstandard auch
hinreichend Rechtssicherheit gewährleistet, da schon das
betroffene Grundrecht selbst die Anspruchsgrenzen vor-
gibt. Soweit ein verfassungsunmittelbarer Auskunfts-
71 Hillgruber, in: Maunz/Dürig (Fn. 26), Art. 97 Rn. 57.
72 Starck, in: Mangoldt/Klein/Starck, GG-Kommentar, Band I,
6. Auflage (2010), Art. 5 Abs. 1 Rn. 79.
73 BVerfGE 103, 44 (60) = NJW 2001, 1633 (1634); Schemmer, in
Epping/Hillgruber (Fn. 60), Art. 5 Rn. 29.
74 BVerfGE 103, 44 (60) = NJW 2001, 1633 (1634); Schemmer, in
Epping/Hillgruber (Fn. 60), Art. 5 Rn. 29.
75 BVerfGE 103, 44 (60) = NJW 2001, 1633 (1634); Bethge, in: Sachs
(Fn. 38), Art. 5 Rn. 59a.
76 BVerfGE 103, 44 (60) = NJW 2001, 1633 (1634); eher ablehnend
Cornils, DÖV 2013, 657 (665 f.).
77 OVG Koblenz, ZUM-RD 2014, 307 (312).
78 OVG Koblenz, ZUM-RD 2014, 307 (312 f.).
79 Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG-Kommentar, Band I, 3. Auflage
(2013), Art. 5 Rn. 33.
80 Zu dieser Grenze ausdrücklich BVerwGE 70, 310 (313 f.) = NJW
1985, 1655 (1656 f.).
81 BVerfGE 108, 282 (312) = NVwZ 2003, 1248.
82 BVerwGE 146, 56 (64) = NVwZ 2013, 1006 (1009) m. w. N.
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anspruch auf einen Minimalstandard begrenzt bleibt, ist er
mit den Staatsstrukturprinzipien vereinbar.
(3) Ergebnis der systematischen Auslegung
Im Ergebnis lassen sich aus der systematischen Auslegung
somit keine eindeutigen Wertungen hinsichtlich eines
möglichen direkten Auskunftsanspruchs herleiten. Vor al-
lem die Parallelwertung der Informationsfreiheit spricht
nicht eindeutig für oder gegen einen verfassungsunmittel-
baren Auskunftsanspruch aus Art. 5 GG. Zumindest die
Staatsstrukturprinzipien gebieten allerdings eine Reduzie-
rung auf einenMinimalstandard.
cc) Teleologische Auslegung
Die Pressefreiheit aus Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG gewährleistet in
ihrem objektivrechtlichen Gehalt die institutionelle Eigen-
ständigkeit der Presse83. Dem Gesetzgeber obliegt es hier-
bei, die Rechtsordnung entsprechend der verfassungs-
rechtlichen Bedeutung der Presse auszugestalten, wobei
er unabhängig von seinem weiten Gestaltungsspielraum
sicherzustellen hat, dass die Auskunftsregelungen der
Presse eine funktionsgemäße Betätigung ermöglichen84.
(1) NormexterneWirkung der Pressefreiheit
Das Bundesverwaltungsgericht hat dazu vertreten, dass
der Schutzumfang der Pressefreiheit im Falle gesetzgeberi-
scher Untätigkeit bei der Normierung von Auskunfts-
ansprüchen nur dann sichergestellt werden kann, wenn
im Einzelfall unmittelbar auf Art. 5 GG Abs. 1 S. 2 GG als
Rechtsgrundlage für pressespezifische Auskunftspflichten
zurückgegriffen wird, da die Pressefreiheit ohne einen sol-
chen Rückgriff in ihrem objektivrechtlichen Gewährleis-
tungsgehalt leer liefe85. Diese Auffassung kann darauf ge-
stützt werden, dass Grundrechten eine normexterne
Wirkung86 zukommen kann, die dazu führt, dass der ob-
jektivrechtliche Gewährleistungsgehalt in einen subjektiv-
rechtlichen Anspruch umschlägt. Ein solcher unmittel-
barer Rückgriff auf Grundrechte ist allerdings als
verfassungsrechtlicher Ausnahmefall nur unter der engen
Voraussetzungen möglich, dass eine einfachgesetzliche
Norm zur Schaffung eines verfassungsrechtlichen Min-
destschutzes von Grundrechten fehlt und auch eine ver-
fassungskonforme Auslegung ausscheidet87. Diese Ein-
schränkungen wären im Falle der Bejahung eines
verfassungsunmittelbaren Anspruches zwingend zu wah-
ren.
Zu klären bleibt jedoch, ob eine normexterne Wir-
kung – im Falle der vom Bundesverwaltungsgericht unter-
stellten gesetzgeberischen Untätigkeit – nicht schon an
der Möglichkeit einer Normerlassklage des Betroffenen
scheitern muss. Wenngleich gesetzgeberisches Unter-
lassen grundsätzlich Gegenstand einer Verfassungsbe-
schwerde sein kann88, kann der Gewährleistungsgehalt
der Pressefreiheit bei Presseauskunftsbegehren jedoch al-
lein durch die Feststellung, dass der Gesetzgeber hätte
tätig werden müssen, wohl kaum hinreichend sicher-
gestellt werden, zumal eine abschließende Klärung durch
das Bundesverfassungsgericht aufgrund des Gestaltungs-
ermessens des Gesetzgebers nur in einem eingeschränkten
Umfang möglich ist. Dem kann auch nicht die Behauptung
entgegengehalten werden, dass das Funktionieren der
Presse vom Bestehen eines solchen Anspruchs nicht ab-
hängig sei, da die Presse ihrem Auftrag zur Beschaffung
von Nachrichten auch unabhängig davon nachkommen
könne89. Die Möglichkeit einer anderweitigen Informa-
tionsbeschaffung außerhalb behördlicher Auskünfte kann
nicht gleichermaßen eine objektive und umfängliche Be-
richterstattung gewährleisten. Im Falle gesetzgeberischer
Untätigkeit ist es daher überzeugend, eine normexterne
Wirkung der Pressefreiheit anzunehmen.
83 BVerfGE 10, 118 (121) = NJW 1960, 29 (29); BVerfGE 12, 205 (260) =
NJW 1961, 547 (552); BVerfGE 20, 162 (175 f.) = NJW 1966, 1603 (1604 f.);
BVerfGE 66, 116 (133) = NJW 1984, 1741 (1742).
84 BVerwG, ZUM-RD 2014, 301 (304).
85 BVerwGE 146, 56 (64) = NVwZ 2013, 1006 (1009); ähnlich schon
Jarass, AfP 1979, 228 (231).
86 Dazu Schmidt-Aßmann, in: Maunz/Dürig (Fn. 26), Art. 19 Abs. 4
Rn. 125; Schmidt-Kötters, in: Posser/Wolff (Fn. 8), § 42 Rn. 192 m. w. N.
Kritisch dazu Wahl/Schütz, in: Schoch/Schneider/Bier (Fn. 3), § 42
Rn. 59.
87 Kopp/Schenke (Fn. 7), § 42 Rn. 121; Schliesky, DVBl 1999, 78 (85);
Schmidt-Kötters, in: Posser/Wolff (Fn. 8), § 42 Rn. 192; Würtenberger,
Verwaltungsprozessrecht, 3. Auflage (2011), Rn. 279.
88 BVerfGE 56, 54 (70) = NJW 1981, 1655 (1656); Gärditz, in: Land-
mann/Rohmer, Umweltrecht, 71. EL (2014) GG, Art. 20 a Rn. 96; Hill-
gruber/Goos, Verfassungsprozessrecht, 3. Auflage (2011), Rn. 150,
172; Lenz/Hansel, BVerfGG, 2013, § 90 Rn. 187 ff.; Möstl, DÖV 1998,
1029 (1029 ff.). Der Anspruch eines Bürgers auf Erlass eines förmli-
chen Gesetzes, soweit ein solcher überhaupt besteht, kann nur vor
den Verfassungsgerichten durchgesetzt werden. BVerwGE 75, 330
(334) = NJW 1987, 2315. Dagegen ist die Kontrolle der Exekutive, auch
wenn sie rechtssetzend tätig wird, den Verwaltungsgerichten zuge-
wiesen. BVerfGE 68, 319, (325 f.) = NJW 1985, 2185.
89 So aber noch unzureichend BVerwGE 70, 310 (314) = NJW 1985,
1655 (1656).
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(2) Ergebnis der teleologischen Auslegung
Die teleologische Auslegung spricht unter der Vorausset-
zung gesetzgeberischer Untätigkeit für einen verfassungs-
unmittelbaren Auskunftsanspruch.
dd) Historische Auslegung
Gegen die Herleitung eines Auskunftsanspruchs aus Art. 5
Abs. 1 S. 2 GG spricht wiederum die Entstehungsgeschich-
te der Norm90. Während des Gesetzgebungsverfahrens
wurde die Normierung eines verfassungsunmittelbaren
Presseauskunftsanspruchs im Grundsatzausschuss ver-
worfen, da das Verhältnis zwischen Presse und Behörden
durch die gesetzgebende Gewalt geregelt werden könne91.
b) Ergebnis der Normauslegung zur Schutzdimension der
Pressefreiheit
Die Normauslegung gelangt zu keinem zwingenden Ergeb-
nis. Das einschränkende Resultat der teleologischen Aus-
legung, das einen presserechtlichen Auskunftsanspruch
aus Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG für den Fall der Untätigkeit
des Gesetzgebers anerkennt, vermag jedoch in einer
Gesamtbetrachtung und wegen der damit verbundenen
konsequenten Wahrung des nötigen objektivrechtlichen
Gewährleistungsgehalts der Pressefreiheit als interessen-
gerecht zu überzeugen92. Ein solcher Anspruch müsste
angesichts der erörterten Grenzen der Staatsstrukturprin-
zipien jedoch zwingend auf einen Minimalstandard redu-
ziert werden. Ein genereller unmittelbarer Anspruch auf
Auskunftserteilung lässt sich dagegen nicht aus Art. 5
Abs. 1 S. 2 GG herleiten.
2. Schutzwürdigkeit des Auskunftsbegehrens
Die als nötig befundene Sicherstellung des in Art. 5 Abs. 1
Satz 2 GG verbürgten Garantiegehalts durch einen verfas-
sungsunmittelbaren Presseauskunftsanspruch muss im
konkreten Fall durch gesetzgeberische Untätigkeit erfor-
derlich sein. Das Auskunftsbegehren des J ist hier jedoch
nicht schutzwürdig, da dieser seinen Anspruch bereits un-
mittelbar aus § 4 Abs. 2 LPrGM-V ableiten kann.
Hinweis: Für die Bearbeiter, die im Ergebnis des oben stehenden
Streits von einer Unanwendbarkeit des Landespresserechts auf
Bundesbehörden und der dadurch eröffneten Möglichkeit eines
unmittelbaren presserechtlichen Auskunftsanspruchs aus Art. 5
Abs. 1 S. 2 GG ausgehen, schließt sich aufgrund konkreter Untätig-
keit des Bundesgesetzgebers für die Regelung von Presseauskünf-
ten gegen Bundesbehörden eine abweichende Prüfung an:
Um die Ausgestaltungsprärogative des Gesetzgebers nicht zu
unterlaufen, muss der Schutzumfang eines verfassungsunmittel-
baren Presseauskunftsanspruchs – insoweit in Übereinstim-
mung mit der oben stehenden Normauslegung – auf einen Mini-
malstandard begrenzt werden93. Solange also der Bund von
seiner Gesetzgebungskompetenz zur Regelung entsprechender
Presseauskünfte keinen Gebrauch macht, folgt ein minimalstan-
dardisierter Presseauskunftsanspruch unmittelbar aus Art. 5
Abs. 1 S. 2 GG. Der Anspruch findet seine Grenze dort, wo berech-
tigte schutzwürdige Interessen Privater oder öffentlicher Stellen
der Vertraulichkeit von Informationen entgegenstehen oder die
begehrten Informationen bei der zur Auskunft verpflichteten
Stelle nicht vorhanden sind94.
Während schutzwürdige Privatinteressen oder öffentliche Ver-
traulichkeitsinteressen vom Bundesnachrichtendienst nicht als
hinderlich geltend gemacht wurden95, erscheint die Frage des
behördlichen Vorliegens der Informationen als problematisch.
So wird eine Informationsbeschaffungspflicht zu Lasten der Be-
hörde durch einen Minimalstandard nicht begründet96. Müssen
Informationen erst generiert werden, sind sie keine Informatio-
nen, die im Rahmen der Gewährleistung eines verfassungs-
unmittelbar garantierten Minimalstandards Gegenstand einer
Auskunft sein können, da sie dann noch nicht vorhanden sind97.
Dies stützt sich darauf, dass die Position von Behörden oder
Gerichten, die über einen geltend gemachten verfassungsunmit-
telbaren Auskunftsanspruch zu entscheiden haben, nicht mit
der Position des Gesetzgebers verglichen werden kann, der in
Umsetzung des Gestaltungsauftrags aus Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG
tätig wird98. Im konkreten Fall kann der Bundesnachrichten-
dienst die Informationen für die begehrte Auskunft aber ohne
umfangreiche extrabehördliche Ermittlungen aus den Archiven
des BND zusammenzutragen. Dies überschreitet den gebotenen
Minimalstandard nicht99. Mithin unterfällt das Auskunftsbegeh-
ren des J dem Schutz eines verfassungsunmittelbaren Auskunfts-
anspruchs aus Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG.
90 Diese Erkenntnis kann von einem durchschnittlichen Bearbeiter
nicht verlangt werden.
91 BVerwGE 70, 310 (314 f.) = NJW 1985, 1655 (1656) m. w. N.
92 Mit einer überzeugenden Argumentation ist auch ein anderes
Ergebnis vertretbar.
93 BVerwGE 146, 56 (64) = BVerwG, NVwZ 2013, 1006 (1009).
94 BVerwGE 146, 56 (65) = BVerwG, NVwZ 2013, 1006 (1009).
95 Verwiesen sei hierzu auf die Ausführungen im Rahmen von § 4
Abs. 2 LPrGM-V (Fn. 58).
96 BVerwGE 146, 56 (65) = BVerwG, NVwZ 2013, 1006 (1009).
97 BVerwGE 146, 56 (65) = BVerwG, NVwZ 2013, 1006 (1009).
98 BVerwGE 146, 56 (65) = BVerwG, NVwZ 2013, 1006 (1009).
99 Eine abweichende Bewertung ist gleichermaßen gut vertretbar.
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3. Ergebnis zur Begründetheit
Dem J steht aus § 4 Abs. 2 LPrG M-V ein Auskunfts-
anspruch gegen den BND zu. Ein daneben bestehender
Anspruch aus Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG ist dagegen aus-
geschlossen. Durch das rechtswidrige Unterlassen der
Auskunftserteilung ist J in seinen Rechten verletzt. Seine
Klage ist begründet.
C. Endergebnis
Die Klage des J ist zulässig und begründet und hat mithin
Aussicht auf Erfolg.
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